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Einführung


Ein Gespenst geht um in Deutschland. Manche betrachten dieses Gespenst eher als Ungeist, der dabei ist, die Linkspartei zu schädigen und aus den Parlamenten zu katapultieren. Andere verbinden mit diesem Gespenst die Hoffnung auf eine neue Partei, die endlich politische Heimat für all jene sein kann, die mit den etablierten Parteien unzufrieden sind, zugleich jedoch nicht die rechtspopulistische bis rechtsextreme Alternative für Deutschland (AfD) wählen wollen. Die Rede ist von Sahra Wagenknecht, eine der bekanntesten und auch umstrittensten Politikerinnen der Linkspartei.


Ihre Karriere begann als Sprecherin der »kommunistischen Plattform« innerhalb der Linkspartei und gipfelte im Co-Vorsitz der Bundestagsfraktion. Insbesondere mit ihren Thesen zur Flüchtlingspolitik isolierte sie sich selbst innerhalb der Partei. Je weiter der Konflikt zwischen Wagenknecht und den jeweiligen Parteivorständen gedieh, desto mehr erachtete sie jeden Beschluß, der nicht auf ihrer politischen Linie lag, als Affront gegen sie selbst und ihre Unterstützer. Zuweilen entstand der Eindruck, daß der Parteivorstand in seiner programmatischen Arbeit aus Sicht von Wagenknecht vor allem die Absicht verfolgte, sie zu mobben und aus der Partei zu drängen.


Besonders das Jahr 2023 spaltete die Debatte um den Austritt Wagenknechts und deren geplante Gründung einer neuen Partei die Linkspartei. Ihre Anhänger sahen in ihr die Garantin für den Einzug der Linkspartei ins Parlament, ihre Kritiker warfen ihr vor, durch ständige Querschüsse eine politische Profilierung der Linkspartei zu verhindern, weil ihretwegen ständig die internen Auseinandersetzungen das Bild der Partei in der Öffentlichkeit prägen.


Gab es noch Anfang des Jahres 2023 Bemühungen, einen Bruch zu vermeiden, hatte der neue Parteivorstand sich schließlich doch für das Ende mit Schrecken anstelle eines Schreckens ohne Ende entschieden und Wagenknecht aufgefordert, ihr Bundestagsmandat zurückzugeben und die Partei zu verlassen. Der Co-Fraktionsvorsitzende Bartsch stellte sich im Gegensatz zur Co-Vorsitzenden Amira Mohamed Ali, die dem Wagenknecht-Lager zugerechnet wurde, und die später auch gemeinsam mit ihr die Partei verließ um das BSW zu gründen, auf die Seite des Parteivorstandes und warnte davor, Ressourcen der Fraktion zu nutzen, um die Parteigründung vorzubereiten.1


Die Parteigründung Wagenknechts war bereits vor ihrer eigentlichen Gründung ein prominentes Thema in den Medien und es wurden sogar Umfragen durchgeführt, in denen die Existenz dieser Partei angenommen und ihr ein Potential von rund 20 Prozent bescheinigt wurde.2 Diese Zahlen sind allerdings mit Vorsicht zu genießen, denn es gab zum Zeitpunkt dieser Umfragen diese Partei ebensowenig wie ein Parteiprogramm und eine personelle Besetzung, die für die Bewertung einer Wahlentscheidung durch die Wählerinnen durchaus von Bedeutung sind. Zudem war und ist fraglich, wie lange die Popularität Wagenknechts in Teilen der Bevölkerung ausreichen wird, um die Partei zu tragen.


Bereits die Gründung der Sammlungsbewegung ›Aufstehen‹ durch Sahra Wagenknecht endete nach kurzer Zeit im Desaster, weil Wagenknecht bei deren Organisation versage.3


So durfte also auch in den Medien über einen langen Zeitraum fleißig spekuliert werden, wofür diese Partei wohl stehen könnte. Entsprechend ihrer bisherigen politischen Äußerungen dürfte angenommen werden, daß es eine sogenannte »Querfront«-Partei werden könnte, die sowohl rechte als auch linke Wähler ansprechen soll, vorzugsweise wohl als Modell einer Protestpartei. Boris Hermann beschrieb das Projekt Wagenknechts in der Süddeutschen Zeitung als »linkskonservative Partei«,4 was aus der in diesem Buch vertretenen Sicht hinsichtlich der Positionen in der Flüchtlingspolitik, die von Wagenknecht vertreten wird, und die eher jener der AfD nahe ist, zu kurz greifen dürfte.


Fraglich ist auch, ob Wagenknecht mit ihrer neuen Partei die zuweilen prognostizierten oder vermuteten bis zu 20 Prozent erreichen wird, und auf wessen Kosten dieser mögliche Erfolg gehen könnte. Die entsprechenden Umfragen deuten darauf hin, daß die Gründung dieser Partei der AfD mehr schaden könnten als der Linkspartei. Doch all dies gehörte in den Bereich der Kaffeesatzleserei, so lange die Partei noch nicht gegründet war und über kein entsprechendes Parteiprogramm verfügte. Inwieweit die Partei Sahra Wagenknechts erfolgreich sein könnte und wird, hängt von vielen Faktoren ab, von denen einige auch in diesem Buch diskutiert werden.


Somit wird die Entstehungsgeschichte des Bündnisses Sahra Wagenknecht (BSW) betrachtet, wobei besonders die politischen Ziele und die Personalien im Mittelpunkt stehen werden. Die Diskussion über das Bündnis Sahra Wagenknecht kann nicht geführt werden, ohne dabei auch einen Blick auf die Linkspartei zu werfen, die ebenfalls immer wieder Thema in diesem Buch sein wird. Denn es war das Zerwürfnis zwischen Wagenknecht und der Linkspartei, das am Ende zur Gründung der BSW geführt hat. Schon deshalb werden auch immer wieder die Entwicklungen und Reaktionen in der Linkspartei Thema in diesem Buch bleiben.


Bei der Betrachtung der politischen Themen und der Ausrichtung der neuen Partei werden auch Fragen der politischen Nähe des BSW zur AfD angesprochen, der Wagenknecht ausdrücklich die Wähler abwerben möchte. Angesprochen wird überdies die Frage, inwieweit es sich beim BSW um eine populistische Partei handelt und auch Sahra Wagenknecht eine populistische Strategie verfolgt.


Das Buch betrachtet neben den inhaltlichen auch die formalen Aspekte der Gründung der Partei und der Parteiwerdung. Diese formalen Aspekte tragen zum Erfolg oder Mißerfolg bei, denn sie schaffen die Voraussetzungen dafür, daß die Partei als solche auftreten kann und bestimmen, welche Rechte und Pflichten diese hat. Es schließt sich eine Darstellung der politisch-inhaltlichen Ziele des BSW an, soweit sie bis zum Abschluß des Buches bereits vorliegen und beurteilt werden können. Diese sollen umfassend mit den von Sahra Wagenknecht in ihren Büchern, insbesondere ihrer programmatischen Veröffentlichung »Die Selbstgerechten« abgeglichen und untersucht werden, inwieweit sie die Programmatik der nach ihr benannten Parteigründung bestimmt.


An den passenden Stellen soll zu dem eine weitere Parteigründung betrachtet werden, die sich zumindest in Teilen an die gleiche Zielgruppe wendet wie das Bündnis Sahra Wagenknecht. Kurz nach der Parteiwerdung des BSW gründete der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsschutzes Hans-Georg Maaßen die Werte Union als Partei. Zuvor war dieser ein CDU-naher Verein, in dem sich vor allem konservative Politiker versammelten. Diese Parteigründung wird in diesem Buch am Rande eine Rolle spielen und dient dem Vergleich der Abläufe und Ziele, wird somit also nicht in der gleichen Tiefe dargestellt und diskutiert wie jene des BSW.


Abschließend werden einige Ausblicke auf die im Jahr 2024 bevorstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament und zu den Landtagen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen gewagt. Hierbei werden die Perspektiven der Parteien BSW, Linkspartei und WerteUnion angesprochen werden.


Für die Unterstützung, wertvolle Hinweise und Motivation bei diesem Buch danke ich Silke-Maria Homeyer und meiner Mutter Ingeborg Bercanay für die Durchsicht und Korrektur dieses Buches.





1 vgl. Zeit online: Fraktionschef Bartsch droht möglichen Gründern einer Konkurrenzpartei. 13.06.2023, https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-06/linke-dietmar-bartsch-konkurrenzpartei-sahra-wagenknecht (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).
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Parteien und Fraktionen


Vorangestellt werden soll nun eine kleine Einführung in die Parteienlandschaft der Bundesrepublik, den Regelungen zur Parteigründung und zu den Regelungen bezüglich Parteien und Fraktionen im Bundestag. Dies ist auch deshalb für dieses Buch von Interesse, weil die Parteigründung Sahra Wagenknechts auch in diesem Zusammenhang das eine oder andere Problem aufwirft, das in diesem Buch dargestellt und diskutiert werden soll. Dies fällt leichter, wenn zuvor bereits in die Grundlagen jener Problematiken eingeleitet wurde.


Parteien wirken gemäß dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland an der Willensbildung des Volkes mit (Art. 21 Abs. 1 Satz 1). Sie gelten als Transmissionsriemen zwischen der Gesellschaft und dem Parlament. Sie nehmen in der repräsentativen Demokratie eine wichtige Rolle wahr, indem sie politische Ziele und Programme bereitstellen, auf deren Grundlage sie durch die Wahlbevölkerung gewählt werden, die sich mit den jeweiligen Zielen und Programmen identifizieren können. Diese Rolle der Parteien ist allgemein verfassungsrechtlich anerkannt. Parteien stehen somit auf der Achse zwischen Gesellschaft und Staat ohne staatliches Organ zu sein. Sie nominieren Kandidaten für den Bundestag und bilden nach der Wahl die Fraktionen im Bundestag.


Parteienlandschaft


Die Parteienlandschaft in der Bundesrepublik Deutschland unterlag seit der Staatsgründung einer wechselhaften Entwicklung, und dies auch nicht erst seit der deutschen Einheit.


Dem ersten Bundestag gehörten zehn Parteien an, was darauf zurückzuführen war, daß es noch keine Sperrklausel gab. 136 Sitze entfielen auf die SPD, 117 Sitze auf die CDU, 24 Sitze auf die CSU und 53 Sitze auf die FDP. Die weiteren 80 Sitze verteilten sich auf sieben Parteien, darunter die KPD (15), die Bayernpartei (17) und die Deutsche Partei (17) sowie drei weitere parteilose Abgeordnete.5 Bereits beim zweiten Bundestag reduzierte sich die Zahl der Parteien auf sieben und ging zur Bundestagswahl 1961 auf vier Parteien zurück, nämlich SPD, CDU, CSU und FDP. Dies hing auch damit zusammen, daß die Parteien, die sich als die Interessenvertreter der Vertriebenen und Kriegsverbrecher betrachten, im Laufe der 1950er Jahre an Bedeutung verloren.


Nun trat eine Phase ein, die von manchen Beobachtern als eine Phase der Stabilität betrachtet wurde hinsichtlich der Zahl der im Bundestag vertretenen Parteien, denn bis zum Einzug der Grünen im Jahr 1983 blieb es bei diesen vier Parteien im Bundestag, mithin zweiundzwanzig Jahre lang. Der FDP fiel hierbei die Rolle des Königmachers zu, denn die beiden großen Fraktionen SPD und CDU/CSU waren jeweils auf die Freien Demokraten als Koalitionspartner angewiesen, um eine parlamentarische Mehrheit im Bundestag zu bilden.


Nach einer Phase des Zögerns ließ sich die SPD schließlich zunächst nach Landtagswahlen in Hessen, dann auch in weiteren Bundesländern auf Koalitionen mit den Grünen ein. Im Jahr 1998 entstand die erste rot-grüne Koalition auf Bundesebene. Zuvor war die PDS im Jahr 1990 erstmals in den Bundestag eingezogen und erhöhte die Zahl der Parteien im Bundestag auf sechs.


Mit der weiter unten noch zu beschreibenden Bildung der Linkspartei als Reaktion auf die Agenda 2010 des sozialdemokratischen Bundeskanzlers Gerhard Schröder etablierte sich Die Linke im Bundestag.


Erstmals 2013 trat die neu gegründete Alternative für Deutschland (AfD) zu einer Bundestagswahl an und erreichte 4.7 Prozent. Zu der Zeit handelte es bei der AfD noch um eine konservativliberale Partei, die den Kurs der Bundeskanzlerin Merkel zur Rettung des Euro ablehnte. Zwar setzte der Gründer Bernd Lucke durchaus auch auf rechte Kräfte in der Partei. Diese spielten in der Anfangsphase jedoch eine untergeordnete Rolle und sollten erst im Laufe der Zeit erstarken und die Gründer der AfD aus der Partei fegen.


Im Jahr 2017 gelang der AfD der Einzug in den Bundestag. In der Zwischenzeit konnte die Partei auch in zahlreiche Landtage einziehen. Auch im Jahr 2021 gelang der AfD erneut der Einzug in den Bundestag. Seit dem erstarkt die Partei insbesondere in den ostdeutschen Bundesländern, in denen sie inzwischen nach Umfragen bei über 30 Prozent liegt und damit in einigen der neuen Ländern stärkste Kraft ist. Zugleich schwächelt sie teilweise in den westlichen Bundesländern, was teils auch mit internen Flügelkämpfen zu tun hatte. In Bremen wurde die AfD bei der Bürgerschaftswahl 2023 nicht zugelassen, weil zwei Parteigruppen Landeslisten einreichten und nicht klar war, welche der beiden Gruppen die Partei wirksam vertrat. In Schleswig-Holstein verfehlte die AfD bei der Landtagswahl 2022 mit 4.4 Prozent den Wiedereinzug in den Landtag.


Im Jahr 2023/24 geriet das Parteiensystem weiter in Bewegung, zunächst durch die in diesem Buch darzustellende und zu diskutierende Gründung des Bündnisses Sahra Wagenknecht, die mit der Vereinsgründung im Jahr 2023 eingeleitet und im Januar 2024 umgesetzt wurde. Ebenfalls im Januar 2024 kündigte die Werte Union, ein Verein, der der CDU/CSU nahesteht jedoch keine offizielle Arbeitsgemeinschaft der Partei ist, nun auch an, Partei werden und zu den Wahlen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen im Herbst 2024 antreten zu wollen. Führender Kopf der Parteigründung war der ehemalige Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen, der wegen seines rechtskonservativen Kurses zum Verlassen der CDU zunächst aufgefordert wurde. Als er dieser Aufforderung nicht nachkam, wurde ein Parteiausschlußverfahren gegen ihn eingeleitet. Dieses Verfahren erübrigte sich mit seinem Austritt im Januar 2024 im Vorfeld der Parteigründung.


Mit der Werte Union entstand Mitte Februar 2024 somit eine weitere Partei, die ein rechtskonservatives bis rechtspopulistisches Profil hatte und mit der AfD in Konkurrenz um die Wähler trat. Nachdem Sahra Wagenknecht angekündigt hatte, ebenfalls Wähler der AfD ein seriöses Angebot machen zu wollen,6 dürfte sich die AfD im Wahljahr 2024 nunmehr zwei Parteien gegenüber sehen, die es auf ihr Wählerklientel abgesehen haben.


Somit dürfte das Wahljahr 2024 auch mit Blick auf die Etablierung möglicherweise zweier neuer Parteien ein spannendes Jahr werden. Zugleich kam zu Beginn des Jahrs 2024 aufgrund der Enthüllung der Rechercheplattform Correctiv über ein Treffen hochrangiger AfD-Politiker, Neonazis und finanzstarker Unternehmer7 zu einer Diskussion über ein Parteienverbot der AfD. Diese Forderung war zuvor schon im Raum, gewann jedoch aufgrund der Ergebnisse der Recherchen von Correctiv an Nachdruck auch aus der Gesellschaft.


Somit ereignete sich die Parteigründung durch Sahra Wagenknecht in einem Jahr, in dem das Parteiensystem und auch die möglichen Parteienkonstellationen für eine Regierungsbildung in Bewegung gekommen waren, wofür die Bildung einer sogenannten »Ampel-Koalition« aus SPD, Grüne und FDP nach der Bundestagswahl 2021 bereits ein deutliches Signal setze. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik wurde ein solches Bündnis auf Bundesebene gebildet, bei dem die drei Parteien nicht nur hinsichtlich einzelner Politikfelder unterschiedliche Positionen vertraten, sondern auch im Hinblick auf die wesentlichen Grundlagen der Politik und des Verständnisses der Rolle des Staates nicht nur unterschiedliche sondern gegensätzliche Positionen vertraten. Dies führte immer wieder zu öffentlichen Auseinandersetzungen in der Regierung und zu einem katastrophalen Erscheinungsbild der Koalition. Dies förderte die Unzufriedenheit in der Bevölkerung und begünstigte eine Parteigründung wie jene von Sahra Wagenknecht, die in wesentlichen Politikbereichen verwaiste Wählerschaften zu erkennen meinte, die sie mit ihrer Parteigründung gewinnen könnte.


Die Fraktionen im Parlament


Von den Parteien sind die Fraktionen in den Parlamenten zu unterscheiden. Die Fraktionen setzen sich in der Regel aus den Mitgliedern der in die Parlamente gewählten Parteien zusammen. In der Bundesrepublik Deutschland ist es die Regel, daß die Mitglieder einer Fraktion auch nur einer Partei angehören. Prominente Ausnahme ist die Fraktion der CDU/CSU im Bundestag, in der beide Parteien eine Fraktionsgemeinschaft mit gemeinsamen Organen bilden. Dies wurde durch eine entsprechende Regelung in der Geschäftsordnung des Bundestages möglich, die von Kritikern zu Recht als »Lex CDU/CSU« betrachtet wird und nur deshalb aufgenommen wurde, um diese Konstruktion zu ermöglichen. Grundsätzlich bestünde auch für andere Parteien diese Möglichkeit, die jedoch bislang nicht genutzt wurde.


In der Vergangenheit wurde durchaus von anderen Parteien diskutiert, diese Regelung aufzuheben, was bisher nicht geschehen ist. Kritik wird daran geübt, daß CDU und CSU im Wahlkampf als getrennte Parteien auftreten und somit auch zum Beispiel über ein entsprechend höheres Budget an Sendezeit in den einschlägigen Wahlkampfsendungen und bei der Wahlwerbung im Fernsehen verfügen, zugleich aber auch die Vorteile einer Fraktionsgemeinschaft nutzen. Rechtlich fällt diese Regelung in das Selbstorganisationsrecht des Bundestages und ist als solche nicht zu beanstanden.


Eine weitere Besonderheit der Fraktion ist, daß fraktionslose Abgeordnete ihnen beitreten können auch wenn sie nicht Mitglieder der jeweiligen Parteien sind. Fraktionen haben eine eigene, von der Partei unabhängige Möglichkeit der Mitgliedschaft. Auch hier gilt jedoch, daß in der Regel der Beitritt in eine Fraktion auch mit dem Beitritt in die jeweilige Partei einhergeht. Mitglieder, die eine Partei verlassen, verlassen in der Regel auch die Fraktion. Diese Erwägung wird weiter unten bei der Gründung des BSW noch eine Rolle spielen.


Die gewählten Abgeordneten sind laut Grundgesetz an Weisungen nicht gebunden und Vertreter des ganzen Volkes. Hier entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen der Mitgliedschaft der Abgeordneten in einer Partei und als Mitglied der Fraktion. Auf der einen Seite verdankt der Abgeordnete seine Mitgliedschaft im Bundestag in der Regel der Partei, die ihn Nominiert und seinen Wahlkampf weitgehend finanziert. Auf der anderen Seite ist der Abgeordnete an Weisungen nicht gebunden und könnte grundsätzlich im Bundestag auch stets gegen das Programm der eigenen Partei stimmen und sich dabei auf sein Gewissen berufen.


Die politikwissenschaftliche und juristische Debatte um diese Frage füllt viele Bücher und Zeitungsaufsätze und soll deshalb hier nur kurz angesprochen werden. Grundsätzlich erkennt das Bundesverfassungsgericht an, daß eine Fraktionsdisziplin existieren darf, die in ihren Ausmaßen nicht gegen das verfassungsmäßig garantierte freie Mandat verstößt. Denn auch »[d]ie von Abgeordneten – in Ausübung ihres freien Mandats – gebildeten Fraktionen sind im Zeichen der Entwicklung zur Parteiendemokratie notwendige Einrichtungen des Verfassungslebens und maßgebliche Faktoren der politischen Willensbildung«.8 Damit erkennt das Bundesverfassungsgericht an, daß es für die Demokratie und für die politische Auseinandersetzung zwischen den Parteien notwendig und möglich sein muß, eine gewisse Treue zu den Programmen und Zielen der Partei auch von den Abgeordneten zu erwarten.


Es ist aus der hier vertretenen Sicht auch notwendig für die Partei im Wahlkampf, daß diese sich darauf verlassen kann, daß die eigenen Abgeordneten die politischen Ziele, die die Partei im Wettbewerb mit anderen Parteien im Ringen um die Mehrheit im Bundestag vertritt, im Falle der Regierungsmehrheit auch umsetzen kann. Weil in Deutschland ohnehin bedingt durch das Verhältniswahlrecht in der Regel Koalitionen regieren, werden allein durch diesen Umstand bereits die entsprechenden Kompromisse notwendig. Da gehört es zu den Voraussetzungen des Funktionierens dieses Systems, daß die Abgeordneten ein Mindestmaß an Loyalität zur Partei zeigen.


Um die Abgeordneten vor Einflüssen und Druck von außen – auch durch die eigene Partei – zu schützen, sind sie nur ihrem Gewissen unterworfen. Um diese Möglichkeit sicherzustellen, gibt es nur wenige Möglichkeiten, sie zur Aufgabe des Mandates zu zwingen. Tritt ein Abgeordneter aus der Partei aus, kann er dennoch in der Fraktion bleiben, soweit diese es duldet. Im Falle des Ausschlusses aus der Fraktion, hat diese in der Regel kein durchsetzbares Recht, die Rückgabe des Mandates von dem Abgeordneten zu verlangen. Der Abgeordnete verbleibt als fraktionsloser Abgeordneter im Bundestag. Er nimmt das Mandat sozusagen mit aus der Fraktion heraus.


Als Fraktionsloser Abgeordneter hat er weiterhin Rederecht im Bundestag, wird aber in den Debatten nur kurze Ausführungen machen können.


Fünf Prozent der Abgeordneten des Bundestags beträgt die Mindestgröße für eine Fraktion. Zieht eine Partei zum Beispiel über die Grundmandatsklausel in den Bundestag ein und erreicht diese Grenze nicht, kann sie als Gruppe im Bundestag mit reduzierten Rechten und entsprechend weniger finanziellen Mitteln anerkannt werden. Der Status als Fraktion kann auch im Laufe der Wahlperiode verlorengehen, wenn zum Beispiel bei einer Partei, die nur knapp über dieser Mindestgröße für eine Fraktion liegt, eine entsprechende Zahl von Abgeordneten ausscheidet. Im Gegenzug kann er auch erlangt werden, wenn Abgeordnete aus anderen Fraktionen zum Beispiel in Folge des Übertritts in die entsprechende Partei auch in die Fraktion wechseln.


In der Vergangenheit des Bundestages kam es seit der deutschen Einheit bereits mehrmals vor, daß solche Gruppen gebildet wurden. Bei der Wahl zum ersten gesamtdeutschen Bundestag wurde Deutschland in die Wahlgebiete Ost und West aufgeteilt, wobei für den Einzug in den Bundestag die Überwindung der Sperrklausel in einem der beiden Gebiete reichte. Hiermit sollte den Parteigründungen in den neuen Bundesländern der Einzug in den Bundestag ermöglicht werden. PDS und Bündnis 90 zogen in den Bundestag ein, hatten aber nicht genug Abgeordnete für die Fraktionsstärke und bildeten daher Gruppen im Bundestag. 1994 zog die PDS über die Grundmandatsklausel ein und bildete ebenfalls wieder eine Gruppe.


Die Konstituierung einer Gruppe im Bundestag setzt die Zustimmung der anderen Fraktionen voraus, mit denen letztlich auch über die Rechte und Möglichkeiten verhandelt wird. Unabhängig davon, daß die Gruppe an sich über weniger Rechte verfügt, bleiben die individuellen Rechte der Angehörigen der Gruppe als Abgeordnete unangetastet. Es gibt im Bundestag keine Abgeordneten erster und zweiter Klasse. Dies gilt auch für die Frage, ob ein Abgeordneter über ein Direktmandat oder über die Landesliste in den Bundestag eingezogen ist.


Eine Fraktion gehört organisatorisch nicht zur Partei, auch wenn die Mitglieder der Fraktion der Partei angehören. Die Fraktionen erhalten staatliche Gelder zur Finanzierung ihrer Aufgaben, die gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Abgeordnetengesetz (AbgG) nicht für Parteiaufgaben verwendet werden sollen. Diese Regelung soll verhindern, daß Parteien über die ihnen ohnehin zufließenden staatlichen Mittel sich indirekt über weitere staatliche Mittel der Fraktionen finanzieren. Überdies schützt diese Regelung auch die Fraktion vor Begehrlichkeiten der jeweiligen Partei und sichert ihre Unabhängigkeit.


Bereits angesprochen wurde die Möglichkeit, daß eine Partei über die Grundmandatsklausel in den Bundestag einzieht. Wenn eine Partei bei einer Bundestagswahl erfolgreich sein will, muß sie entweder die Sperrklausel überwinden, also mehr als fünf Prozent der Wählerstimmen erreichen, oder sie muß über die Grundmandatsklausel drei Direktmandate gewinnen. Im letzteren Fall zieht die Partei nicht nur mit den drei gewonnen Direktmandaten in den Bundestag ein, sondern sie nimmt entsprechend ihrem prozentualen Anteil der Zweitstimmen an der Verteilung der Sitze im Bundestag teil.


Die Linkspartei zog bei der Bundestagswahl 2021 über die Grundmandatsklausel in das Parlament ein. Weil die Linkspartei in Berlin zwei und in Sachsen ein Direktmandat gewann, war es ihr möglich, trotz 4.9 Prozent der Zweitstimmen in den Bundestag zu gelangen. Dabei erhielt die Partei bei der Zuteilung der Mandate so viele Abgeordnete, daß sie die Fraktionsstärke knapp erreichte.


Welche Folgen die Gründung des Bündnis Sahra Wagenknecht in diesem Zusammenhang hat, wird weiter unten an der entsprechenden Stelle des Buches diskutiert. Ein weiteres Problem, das sich in diesem Zusammenhang durch die teilweise Wahlwiederholung in Berlin hätte stellen können, soll an dieser Stelle jedoch noch angesprochen werden.


Zu den Gegebenheiten, die an entsprechender Stelle dieses Buches noch darzustellen und zu diskutieren sind, gehört, daß die Gruppe um Sahra Wagenknecht die Fraktion der Linkspartei verlassen mußte, wobei sowohl diese Gruppe der Abgeordneten als auch die Linken jeweils nur noch Gruppenstatus beanspruchen konnte. Wagenknecht kündigte an, mit ihren Gefolgsleuten im Bundestag eine eigene Gruppe zu bilden.


Der Bundestagswahlausschuß beschloß angesichts des Chaos bei den Wahlen im September 2021 in Berlin, in einem Teil der Abstimmungsbezirke die Wahl wiederholen zu lassen. Hiergegen klagte die CDU/CSU, unterlag jedoch weitgehend vor dem Bundesverfassungsgericht, das die Entscheidung des Ausschusses weitgehend bestätigte.9


Wäre die Wiederholung der Bundestagswahl in Berlin im gesamten Stadtgebiet angeordnet worden, wie es bei der Abgeordnetenhauswahl der Fall war (und wie es die Unionsparteien mit ihrer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die Teilweise Wahlwiederholung angestrebt hatte), hätte die Möglichkeit bestanden, daß die Linkspartei in einem der beiden Wahlkreise Berlins das Direktmandat verliert. In dem Falle wäre die Linke nach Neuauszählung und Zuteilung der Mandate nur noch mit zwei Direktmandaten im Bundestag vertreten gewesen. Angesichts der geringen Zahl der Wahllokale und des Vorsprungs der beiden direkt gewählten Abgeordneten vor dem nächstplazierten Kandidaten erschien dieser Fall jedoch schon im Vorfeld der Wahlwiederholung am 11. Februar 2024 als eher unwahrscheinlich und trat am Wahltag auch nicht ein.


Wäre also der Fall eingetreten, daß die Linkspartei nur noch zwei Direktmandate erhalten hätte, wäre sie auch nur mit diesen beiden Abgeordneten noch im Bundestag vertreten gewesen. Dies hätte dann auch die abtrünnigen Abgeordneten der Wagenknecht-Partei betroffen, die 2021 noch als Mitglieder der Linkspartei in den Bundestag eingezogen waren. Denn die Wahlwiederholung bedeutet, daß die Wahl im Gegensatz zur Neuwahl so wiederholt wird, wie sie im Ausgangsjahr durchgeführt wurde. Es gibt also keine Neuaufstellung von Kandidaten für die Wiederholungswahl, sondern es treten auf den Landeslisten und Wahlkreisen die Kandidaten an, die auch bei der zu wiederholenden Wahl kandidiert haben. Das bedeutet im Ergebnis, daß auch die abtrünnigen Abgeordneten, soweit sie in Berlin kandidierten, erneut für die Linkspartei kandidiert hätten.


Die innere Logik liegt darin, daß es in einem solchen Fall natürlich nicht möglich sein kann und darf, mit der Neugründung einer Gruppe oder Fraktion den Verlust des Mandates durch eine demokratische Wahl abzuwenden. Das Mandat wird durch die Wähler erteilt und kann in einem solchen wie dem hier geschilderten Fall auch wieder entfallen. Insofern hatte Sahra Wagenknecht durchaus Grund zu sagen, daß sie der Direktkandidatin der Linkspartei Gesine Lötzsch für die Wahl die Daumen drücke.10


Die Gründung einer Partei


Die Gründung einer Partei in Deutschland ist frei. Jeder kann eine Partei gründen. Die formalen Schwellen sind vergleichsweise niedrig. Gleichwohl ist eine bundesweite Parteigründung ohne finanzielle Mittel und ohne die entsprechenden Möglichkeiten, die Partei deutschlandweit zu bewerben, schwierig.


Zu den wesentlichen Grundvoraussetzungen für eine Parteigründung gehören ein Vorstand für die Partei, eine Satzung und ein Parteiprogramm sowie die Kandidaturen bei Wahlen. Parteien, die sechs Jahre lang weder zu einer Bundestags- noch einer Landtagswahl antreten, verlieren ihren Status als Partei (§ 2 Abs. 2 PartG).


Das Parteiengesetz (PartG) regelt die Voraussetzungen und Anforderungen an die Parteien. Der Name der Partei sowie deren Kurzbezeichnung muß sich von denen bestehender Parteien unterscheiden (§ 4 Abs. 1 PartG). Die Anforderungen an die Satzung der Partei sowie die Anforderung, daß die Partei über ein schriftliches Programm zu verfügen hat, sind in § 6 PartG geregelt. Die Anforderung, daß die innere Ordnung einer Partei demokratischen Grundsätzen zu entsprechen hat, ist in Art. 21 Abs. 1 Satz 3 Grundgesetz festgelegt. Dieser Absatz besagt über dies, daß die Parteien bei der politischen Willensbildung mitwirken und ihre Gründung frei ist.


Parteien, deren Ziel die Beeinträchtigung oder Beseitigung der demokratischen Grundordnung ist, werden in Art. 21 Abs. 2 GG für verfassungswidrig erklärt. Die Entscheidung hierüber kann ausschließlich das Bundesverfassungsgericht treffen. Neben dem unmittelbaren Verbot der Partei ist in den letzten Jahren die Möglichkeit hinzugetreten und verfassungsrechtlich normiert worden, den Parteien, die die demokratische Grundordnung beeinträchtigen oder beseitigen wollen, die staatliche Finanzierung zu entziehen. Einen Präzedenzfall hierzu bildet das Urteil des Zweiten Senats des Verfassungsgerichts vom 23. Januar 2024, nach dem der NPD, die sich in Die Heimat umbenannt hat, die staatliche Parteienfinanzierung gem. Art. 21 Abs. 3 Satz 1 GG entzogen wird.11


Aufwind hat die Diskussion um Parteienverbote nicht nur durch das jüngste Urteil gegen die NPD/Die Heimat erhalten, sondern auch nach den Recherchen von Correctiv, in deren Rahmen ein Treffen rechter Gruppierungen aufgedeckt wurde, die über die Möglichkeit diskutiert haben, Migranten aus Deutschland zu deportieren einschließlich jener, die bereits deutsche Staatbürger geworden seien.12 Beteiligt an dem Treffen war auch die AfD, von denen die Landesverbände Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuft werden. Hier werden die weiteren Entwicklungen abzuwarten bleiben. Angesichts des Befundes des Verfassungsschutzes und der Ergebnisse der Recherchen von Correctiv mag es zuweilen befremden, wenn Sahra Wagenknecht in der AfD nur vereinzelt Nazis erkennen will, worauf weiter unten noch einzugehen sein wird.


Das Parteiengesetz regelt auch die Struktur und die Organe der Parteien. Der Vorstand einer Partei muß aus mindestens drei Mitgliedern bestehen (§ 11 Abs. 1 PartG).


Parteien unterliegen in Deutschland hinsichtlich der Transparenz ihrer finanziellen Mittel besonderen Regelungen, die sich von denen von Vereinen unterscheiden. Die Wähler sollen wissen, woher die Partei ihre finanziellen Mittel bezieht und wer möglicherweise mit Spenden oder auch Großspenden Einfluß auf deren Politik zu nehmen versucht. Dies unterscheidet Parteien auch von (kommunalen) Wählergruppen oder Wählervereinigungen, die nicht den strengen Transparenzpflichten der Parteien hinsichtlich ihrer Finanzierung unterliegen. § 24 PartG schreibt in dieser Hinsicht vor, was der Rechenschaftsbericht einer Partei enthalten muß.


Eine Partei kann zunächst auch als Verein gegründet werden, der dem Vereinsrecht unterliegt. Mit der Parteiwerdung des Vereins finden allerdings die strengeren Regeln des Parteigesetzes Anwendung. Gleiches gilt, wenn sich eine Wählergruppe oder eine Wählervereinigung entschließt, als Partei aufzutreten.


Der Parteienstatus wirkt sich auch auf die Möglichkeiten aus, Parteien zu verbieten. Vereine können durch das Innenministerium verboten werden, Parteien können jedoch bei den entsprechenden Bestrebungen zur Beeinträchtigung oder Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nur durch das Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt werden (Art. 21 Abs. 4 GG).


So wurde die rechtsextreme Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) durch das Bundesministerium des Innern verboten, nachdem das Bundesverfassungsgericht mit Beschluß vom 17. November 1994 ein Verbot der FAP mangels Parteieigenschaft abgelehnt hat.13 In dem Beschluß legte das Bundesverfassungsgericht dar, welche Anhaltspunkte es gib, ab wann einen Partei als solche zu behandeln ist, und ab wann eine Partei ihre Parteieigenschaft verliert. Hierzu zitierte das Bundesverfassungsgericht zunächst das Parteiengesetz:


»Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen und an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen, wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach Umfang und Festigkeit ihrer Organisation, nach der Zahl ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten (§ 2 Abs. 1 Satz 1 PartG).«14


Nicht nur ist die Teilnahme an Wahlen für die Parteien wesentlich, sondern auch ihre Funktionen zwischen den Wahlen, sich an der Willensbildung der Bürger zu beteiligen und daran mitzuwirken Probleme zu erkennen und an deren angemessenen Lösungen mitzuwirken und somit auch politische Ziele zu formulieren.15 »Die Parteien müssen darauf bedacht sein, die im Volk vorhandenen Meinungen, Interessen und Bestrebungen zu sammeln, in sich auszugleichen und zu Alternativen zu formen, unter denen die Bürger auswählen können (...)«16


Dabei müssen die Anforderungen an Parteien, die sich im Stadium der Gründung befinden, zunächst modifiziert werden, weil von ihnen nicht erwartet werden könne, daß sie allen Anforderungen in dem Umfang, der an etablierte Parteien gestellt wird und werden kann, erfüllen.17 Wenn auch beachtet werden muß, daß Parteien in der Gründungsphase Zeit brauchen, um die Organisation aufzubauen, die sie benötigen, um ihre Funktion im Parteiensystem brauchen, darf erwartet werden, daß im Laufe Zeit diese mehr und mehr in der Lage sind, ihre sich aus dem Parteien- und Grundgesetz ergebenen Aufgaben zu erfüllen.18


Erweise sich also eine Partei dauerhaft wegen einer schwachen Organisation außerstande, politisch zu handeln, verlöre sie auch dann ihren Status als Partei, wenn sie weniger als sechs Jahre an den Wahlen nicht teilgenommen hätten. Es komme auf die tatsächlichen Verhältnisse an, und wenn diese sich so darstellen, daß eine schwache Mitgliederbasis und durchgehend fehlende finanzielle Mittel ein wirksames politisches Handeln ausschließen, wäre eine Partei nicht mehr als solche zu betrachten.19


Es ist also geboten, bei Parteigründungen zu berücksichtigen, daß diese nicht unmittelbar sofort eine Organisation und Fähigkeiten bereitstellen können, die denen etablierter Parteien gleichen. Das Verfassungsgericht formuliert in seinem Beschluß aber doch die Erwartung, daß sich die neu gegründeten Parteien bemühen, im Laufe der Zeit die in Verfassung und Parteiengesetz vorgesehenen Fähigkeiten zu erlangen und entsprechend an der Willensbildung des Volkes teilzunehmen. Mit fortschreitender Parteiwerdung neuer Gründungen steigen somit auch die Ansprüche an die Partei hinsichtlich Organisation, Mitgliederbasis und Fähigkeiten, Kandidaten zu den Bundes- und Landtagswahlen aufzustellen.


Der im Parteiengesetz eingeräumte Zeitraum von sechs Jahren, innerhalb derer Parteien an Wahlen teilnehmen und Rechenschaftsberichte einreichen sollen (§ 2 Abs. 2 PartG), ist hier nur ein Anhaltspunkt. Zeigt sich im Laufe der Zeit, daß eine Partei so gar keine Fortschritte oder gar Rückschritte macht, verliert sie das Parteienprivileg und unterliegt somit nur dem Vereinsrecht.


Mit dem »Rückfall« einer Partei in einen Verein verbindet sich auch der Verlust des Parteienprivilegs. Zwar sind dann auch die Anforderungen an die Transparenz geringer, gleichwohl entfällt auch der besondere Schutz, den Parteien in Deutschland genießen. Ein Verbot des Vereins wegen verfassungswidriger Bestrebungen kann somit durch den Innenminister ausgesprochen werden und bedarf keines Verfahrens mehr vor dem Verfassungsgericht.


Dies ist letztlich auch der Grund, aus dem Parteien strengeren Transparenzregeln insbesondere hinsichtlich der Finanzierung und der Annahme von Spenden unterliegen als Bürgerinitiativen, die zur Kommunalwahl antreten. Letztere sind gerade keine Parteien sondern Vereine, auf die das Parteigesetz keine Anwendung findet, was für die Bürgerinitiativen entsprechend des Vereinsgesetzes einen schwächeren Schutz als für Parteien bedeutet.


Parteiquerulanten


Parteien haben grundsätzlich die Möglichkeit, frei zu entscheiden, wer Mitglied wird und wer nicht. Die Aufnahmeverfahren der Parteien sehen in der Regel eine Prüfung des Bewerbers vor Ort vor. In der Regel wird jedoch jeder, der einer Partei beitreten will, aufgenommen, weil ein individuelles Bewerbungsverfahren zu aufwendig wäre. Ist jedoch bekannt, daß ein Bewerber nicht zur Partei paßt, hat die Partei die Möglichkeit, die Aufnahme des Bewerbers zu verweigern. Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Mitgliedschaft, wenn die Partei im Aufnahmeverfahren entscheidet, daß der Bewerber nicht aufgenommen werden soll. Dies dürfte allerdings in erster Linie bei Personen geschehen, die in der Öffentlichkeit bereits von sich Reden gemacht haben und von denen gegebenenfalls bekannt ist, daß sie eine querulatorische Ader haben.


Anders sieht es bei einem Parteiausschluß aus. Ist ein Bewerber erst einmal Mitglied der Partei geworden, ist der Ausschluß eines Parteiquerulanten in der Regel eine langwierige und für die Partei unangenehme Angelegenheit, denn der Auszuschließende hat die Möglichkeit, zunächst innerhalb der Partei durch die Instanzen der Schiedsgerichtsbarkeit auf Verbleib in der Partei zu klagen, um sich anschließend noch an die Verwaltungsgerichtsbarkeit bis hin zum Verfassungsgericht zu wenden.


Warum aber bleiben Parteiquerulanten in der Partei, wenn sie sich dort in der Regel ausgegrenzt, gemobbt oder verfolgt fühlen? Dies dürfte vor allem damit zusammenhängen, daß die Fortsetzung der Parteimitgliedschaft in der Regel zu ihrer Strategie der persönlichen Profilierung in der Öffentlichkeit gehört. So lange der Konflikt um die Querulanten andauert, ist ihnen die öffentliche Aufmerksamkeit sicher. Wechseln sie in eine Partei, die ihren Auffassungen stärker entspricht, versinken sie eher in der Bedeutungslosigkeit.


Nahezu alle etablierten Parteien haben bereits Erfahrungen mit Querulanten in den eigenen Reihen gemacht. Prominente Beispiele sind unter anderem Thilo Sarrazin in der SPD, Hans-Georg Maaßen in der CDU, Boris Palmer bei den Grünen und Sahra Wagenknecht in der Linkspartei.


Gegen den ehemaligen Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen und Wirtschafts- und Arbeitsminister Wolfgang Clement wurde ein Parteiordnungsverfahren eingeleitet, weil er bei der Landtagswahl in Hessen 2008 von der Wahl der SPD abgeraten hatte. Clement war mit den energiepolitischen Zielen der Spitzenkandidatin Andrea Ypsilanti und ihrem Kandidaten für das Wirtschafts- und Umweltministerium, Hermann Scheer, nicht einverstanden und riet eine Woche vor der Landtagwahl von der Stimmabgabe für die SPD ab. Zu der Zeit war Clement Aufsichtsrat bei RWE und sah sich nach seiner Wahlempfehlung gegen die SPD mit Forderungen nach seinem Parteiausschluß konfrontiert.20 Für dieses parteischädigende Verhalten wurde er von der Schiedskommission gerügt und verließ beleidigt die Partei.


Auch Thilo Sarrazin sah sich wegen seiner Buchveröffentlichungen und den damit zusammenhängenden Erklärungen zur Migrationspolitik mit einem Ausschlußverfahren konfrontiert, das unter der Generalsekretärin Andrea Nahles mit einem Kompromiß endete und Sarrazin somit in der Partei bleiben durfte. Denn auch Sarrazin zeigte keine Bereitschaft, die Partei zu verlassen, was eben auch mit seinen Buchveröffentlichungen zusammenhing, die programmatisch mit den Zielen und Werte der SPD nicht zu vereinbaren waren. Jedoch war ihm als Parteimitglied die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit sicher, wenn er Titel wie »Deutschland schafft sich ab« veröffentlichte. Nach einem längeren Verfahren bestätigte die Bundesschiedskommission den Ausschluß Sarrazins, die die Schiedskommissionen auf Kreis- und Landesebene beschlossen hatten.21


Auch Sahra Wagenknecht sah sich wegen eines Buches mit einem Antrag auf Parteiausschluß konfrontiert. Wegen der Veröffentlichung des Buches »Die Selbstgerechten« wollten einige Parteimitglieder Wagenknecht aus der Partei ausschließen lassen und ein Parteiausschlußverfahren gegen sie einleiten.22 Jedoch scheiterte dieser Versuch, Wagenknecht aus der Linkspartei auszuschließen.


Dabei war das Muster der Buchveröffentlichung ähnlich wie bei Sarrazin, denn Wagenknecht kritisierte in ihrem Buch sehr offen die Linkspartei für ihren politischen Kurs. Auch sie profitierte bei ihren Buchverkäufen davon, daß sie sich mit ihren Positionen quer zur Partei stellte und mit der Buchveröffentlichung eine weitere Eskalationsstufe der politisch-inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem Parteivorstand betrat. Am Ende wurde der Parteiausschluß von der Landesschiedskommission Nordrhein-Westfalen abgelehnt und erübrigte sich ohnehin nunmehr durch ihren Austritt zwecks Gründung einer eigenen Partei.


Auch Hans-Georg Maaßen wurde von der CDU aufgefordert, die Partei zu verlassen. Sollte er dies innerhalb des gestellten Ultimatums nicht tun, wurde ihm ein Parteiausschlußverfahren angedroht. Maaßen ließ das das Ultimatum verstreichen, verließ nun aber für die Parteigründung der WerteUnion die CDU.


Solche Parteiausschlußverfahren sind oftmals für die Partei unangenehme Angelegenheiten, weil solche Verfahren insbesondere für den Betroffenen eine erhebliche Öffentlichkeit und damit auch falsche Solidarisierungen schaffen. Überdies besteht im Rahmen einen solches Verfahrens für den Auszuschließenden die Möglichkeit, sich ausgiebig als Opfer des Parteivorstandes und/oder der klagenden Parteiorgane zu inszenieren. Insbesondere wenn sich der Betroffene durch alle Instanzen klagt und dann gegebenenfalls noch die Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht anruft, kann sich ein solches Verfahren über eine lange Zeit hinziehen und damit auch in der Öffentlichkeit immer wieder für Aufmerksamkeit sorgen. Daß Parteigremien angesichts dieser Perspektive eher einen Kompromiß statt eines langen Verfahrens anstreben, ist durchaus nachvollziehbar, auch wenn dies zu Unzufriedenheit bei jenen führt, die ein solches Verfahren befürworten. Angesichts der Schwierigkeiten, die ein solches Verfahren mit sich bringt, dürfte allerdings ein Kompromiß in der Regel dem Scheitern eines Parteiausschlusses vorzuziehen sein.





5 vgl. https://www.bundeswahlleiterin.de/ (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024) Ergebnisse der einzelnen Wahlen in der Kategorie Bundestagswahl.


6 vgl. Zeit online: Sahra Wagenknecht will AfD-Wähler gewinnen. 23.10.2023, https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-10/wagenknecht-afd-waehlerlinke-bundestag (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).


7 vgl. https://correctiv.org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/10/geheimplan-remigration-vertreibung-afd-rechtsextreme-november-treffen/ (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).


8 vgl. BVerfG, Beschluß der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 06. Dezember 2013 - 2 BvQ 55/13 -, Rn 9.


9 vgl. BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 19. Dezember 2023 - 2 BvC 4/23 -, Rn. 1-310, https://www.bverfg.de/e/cs20231219_2bvc000423.html (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).


10 vgl. Herrmann, Boris: Bange Blicke nach Karlsruhe. Süddeutsche Zeitung, 18.12.2023, S. 5.


11 BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19 -, Rn. 1-510, https://www.bverfg.de/e/bs20240123_2bvb000119.html (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).


12 vgl. https://correctiv.org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/10/geheimplan-remigration-vertreibung-afd-rechtsextreme-november-treffen/ (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).


13 vgl. BVerfGE 91, 276ff.


14 BVerfGE 91, 276, 284.


15 vgl. BVerfGE 91, 276, 285.


16 BVerfGE 91, 276, 286.


17 vgl. ebd.


18 vgl. BVerfGE 91, 276, 287f.


19 vgl. BVerfGE 91, 276, 289.


20 vgl. Braun, Stefan: Struck regt Partei-Ausschluss von Clement an. Süddeutsche Zeitung, 21.08.2008, S. 1.


21 vgl. Kein Genosse mehr. Süddeutsche Zeitung, 01.08.2020, S. 7.


22 vgl. Zeit Online: Parteiausschlussverfahren gegen Sahra Wagenknecht. 28.06.2021, https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-06/sahra-wagenknecht-die-linke-parteiausschluss-verfahren-buch (zuletzt aufgerufen: 30.04.2024).
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